Presseerklärung der Kreisvorstände Offenbach-Land und Offenbach-Stadt der GEW zur Situation der Lehrerinnen und Lehrer mit befristeten Angestelltenverträgen

17.06.07

Trotz wiederholten Protestes aus den Schulen werden auch zum Ende dieses Schuljahres (zum 7.7.07) an den Schulen in Stadt und Kreis Offenbach wieder 

350 - 400 Lehrerinnen und Lehrer mit befristeten Angestelltenverträgen arbeitslos. Viele von ihnen haben zwar die Lehrerausbildung abgeschlossen und ein Lehramt erworben, warten aber oft lange auf das Angebot einer festen Stelle als Beamtin oder Beamter im Schuldienst.

Während dieser Zeit werden sie mit halbjährig befristeten Verträgen abgespeist und müssen sich zweimal im Jahr 3 Monate vor Vertragsende bei der Agentur für Arbeit arbeitslos melden, damit sie Arbeitslosengeld erhalten, falls sie überhaupt einen Anspruch darauf haben. Oft werden sogar ihre Urlaubsansprüche in Frage gestellt, weil nicht sicher ist, ob sie zum neuen Schuljahr wieder an einer Schule angestellt werden. 

Hessenweit lässt die hessische Landesregierung diese Lehrkräfte Jahr für Jahr für 1,5 Monate aus den Geldern der Arbeitslosenversicherung finanzieren, obwohl immer wieder neu auf diese Kolleginnen und Kollegen zurück gegriffen wird.

Statt ihnen aufgrund des vorliegenden Bedarfs ein entsprechendes Einstellungsangebot zu machen, werden hier Lehrkräfte als Manövriermasse missbraucht und die mangelnde Lehrerversorgung an den Schulen wird durch 

ihren Einsatz kaschiert! 

Nicht nur den betroffenen befristet angestellten Lehrkräften fehlt bei einer solchen Beschäftigungspolitik jede mittelfristige Perspektive, auch die Schulen haben keine sichere Planungsgrundlage, um die notwendige Kontinuität pädagogischer Arbeit sicher zu stellen, weil es durch die kurzfristige Vertragsvergabe immer wieder zu Lehrerwechsel kommt.

Die Kreisvorstände halten eine solche Beschäftigungspolitik für in höchstem Maße unsozial und pädagogisch nicht vertretbar!
Wir fordern ausreichende Stellenzuweisungen für die Schulen und entsprechende unbefristete Einstellungsangebote für Lehrkräfte, die so bemessen sind, dass bei pädagogisch vertretbaren Klassengrößen

· der Pflichtunterricht durch Stammpersonal erteilt werden kann

· notwendige Zusatz- und Förderangebote unterbreitet werden können

· eine 10%ige zusätzliche Vertretungsreserve vorhanden ist.

Bleibt es bei befristeten Vertragsangeboten, sind diese mindestens so zu gestalten, dass die Sommerferien als Vor- und Nachbereitungszeit vom Land Hessen mit bezahlt werden und die Folgeverträge nahtlos an bestehende Verträge anschließen.
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